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Antwort 
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- Drucksache 7/1245 - 

betr. Finanzplan der Bundesregierung für die Jahre 1973 bis 1977 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 27. No- 
vember 1973 - II A 1 -- H 1322 - 50/73 - die Kleine Anfrage 
namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Wie ist die Nichtberücksichtigung der riesigen, von ihr selbst 
beschlossenen Mehrbelastungen im neuen mittelfristigen Finanz- 
plan mit der gesetzlichen Verpflichtung nach § 9 aes Stabilitäts- 
gesetzes zu vereinbaren, wonach im Finanzplan „Umfang und 
Zusammensetzung der voraussichtlichen Ausgaben und die Dek- 
kungsmöglichkeiten darzustellen sind"? 


Am 5. September 1973 hat die Bundesregierung den Finanz- 
plan 1973 bis 1977 beschlossen. Die finanziellen Auswirkungen 
der Steuerreform und der Umsatzsteuerneuverteilung konnten 
dabei nicht berücksichtigt werden, weil wichtige Entscheidun- 
gen noch ausstanden. Der Ausgang ist auch heute noch nicht 
abzusehen, zumal das Parlament selbst sich mit diesen Entschei- 
dungen noch nicht befaßt hat. Auf die in diesen Bereichen be- 
vorstehenden Veränderungen wurde im Finanzplan hingewie- 
sen. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, nunmehr wenigstens ihrer Ver- 
pflichtung aus § 10 Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung nachzu- 
kommen, Bundestag und Bundesrat über die Auswirkungen der 
von ihr beschlossenen Mehrbelastungen auf die Finanzplanung 
zu unterrichten? 


Die Bundesregierung hat nicht gegen § 10 Abs. 2 der Bundes- 
haushaltsordnung verstoßen. Diese Vorschrift soll sicherstellen, 
daß Bundestag und Bundesrat von der Bundesregierung unter- 
richtet werden, wenn sich erhebliche Änderungen gegenüber 
dem gesetzlich festgestellten Haushaltsplan ergeben. Die Infor- 
mationspflicht erstreckt sich auch auf die Auswirkungen dieser 
Änderung auf den Finanzplan. Sie umfaßt dagegen keine Ände- 
rungen, die - wie die Steuerreform oder die Umsatzsteuerneu- 
verteilung - im laufenden Haushaltsjahr noch nicht wirksam 
werden. 
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3. Wie gedenkt die Bundesregierung die von ihr beschlossenen 
Mehrbelastungen gegenüber ihrem eigenen Finanzplan zu dek- 
ken, in vollem Umfang durch zusätzliche Kreditaufnahmen, 
durch Ausgabekürzungen (wo und in welchem Umfang) und/ 
oder durch Steuererhöhungen (bei welchen Steuern und in wel- 
chem Umfang)? 

4. Oder hat die Bundesregierung bisher noch keine Vorstellungen 
über die Finanzierung der Deckungslücken ab 1975? 

Die Steuerreform und die Umsatzsteuerneuverteilung werden 
bei der Fortschreibung des Finanzplans dann berücksichtigt wer- 
den, wenn ihre finanzwirtschaftlichen Auswirkungen festste- 
hen. Dabei wird sichergestellt, daß die Finanzierung des Bun- 
deshaushalts auch künftig mit der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung und dem Kapitalmarktaufkommen im Einklang stehen. 


2 



